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NOVELLE DES BUNDESGESETZES VOM 29. JUNI 1977 ZUR  
VERBESSERUNG DER NAHVERSORGUNG UND DER  
WETTBEWERBSBEDINGUNGEN, IN KRAFT SEIT 01.01.2022 
 
Im Jahre 1977 wurde die ursprüngliche Stamm-

fassung des Bundesgesetzes vom 29.06.1977 

zur Verbesserung der Nahversorgung und der 

Wettbewerbsbedingungen beschlossen, dieses 

trat erstmals am 1.10.1977 in Kraft und wurde 

seither wiederholt novelliert, die aktuelle und 

letzte Änderung trat mit 01.01.2022 in Kraft. 

Durch die Novelle wurde der bisherige Langti-

tel auf die Bezeichnung „Bundesgesetz zur Ver-

besserung der Nahversorgung und der Wettbe-

werbsbedingungen“ abgeändert. Gleichzeitig 

wird auch ein Kurztitel für das Bundesgesetz 

eingeführt, dieser lautet ab 01.01.2022 „Faire-

Wettbewerbsbedingungen-Gesetz“ und wird mit 

„FWBG“ abgekürzt. 

 

I. ZIEL DER NOVELLE 

 

Die vorgenommenen Ergänzungen erfolgten 

großteils in dem neu eingefügten Abschnitt 2 

und dienen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 

2019/633 über unlautere Handelspraktiken in 

den Geschäftsbeziehungen zwischen Unterneh-

men in der Agrar- und Lebensmittelversor-

gungskette in das nationale österreichische 

Recht. 

 

Die Käufer von Agrar- und Lebensmitteler-

zeugnissen in der dazugehörigen Lieferkette, 

weisen in der Praxis oftmals eine weitaus hö-

here Verhandlungsmacht auf als die Produzen-

ten und Lieferanten. Die landwirtschaftlichen 

Erzeuger und gewerblichen Produzenten als 

Lieferanten in der Lebensmittellieferkette sind 

oftmals kleine und mittlere Unternehmen, die 

dadurch besonders benachteiligt werden.  

 

Die Rechte der Benachteiligten – aufgrund der 

ungleichen Machtverhältnisse – sollen durch 

die Novellierung gestärkt werden, besonders 

gegen die einseitige Bestimmung von Konditi-

onen und Vertragsklauseln durch Marktmächti-

gere Unternehmen. Durch die Diktion von Kon-

ditionen und Vertragsklauseln besteht das Ri-

siko, dass einzelne Produkte oder Produktgrup-

pen aus dem Sortiment des Handels genommen 

werden und im Endeffekt kleine und mittlere 

Unternehmen aus dem Markt ausscheiden und 

der Markt dadurch konzentriert wird. Dies geht 

damit einher, dass der bisherige alleinige Fokus 

auf den niedrigsten Preis für den Endkonsumen-

ten dahingehend erweitert bzw. angepasst wird, 

um den Preisdruck auf die Produzenten der ers-

ten Stufe der Lieferkette zu senken. Dadurch 

soll vermieden werden, dass viele kleine und 

mittlere Unternehmen aus dem Markt ausschei-

den und die Produktvielfalt abnimmt, sowie re-

gionale Arbeitsplätze verloren gehen. Zukünftig 

soll gewährleistet werden, dass nicht nur die 

Konsumentenpreise als Hauptaugenmerk be-

trachtet werden, sondern auch die Qualität, In-

novation und Vielfalt der Produkte, sowie die 

Nachhaltigkeit und Regionalität dieser. 
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Zu verbesserten Durchsetzung der gesetzlichen 

Bestimmungen wird für die Lieferanten die 

Möglichkeit geschaffen, unkomplizierte Bera-

tung in Bezug auf unfaire Handelspraktiken zu 

erhalten. Dazu wird per Gesetz eine Erstanlauf-

stelle eingerichtet. 

 

Um bei Verstößen von Käufern gegen die Best-

immungen zu verbotenen Handelspraktiken 

diese auch effektiv sanktionieren zu können, 

wird in dem Gesetz ein System der Rechts-

durchsetzung integriert, welches auch einen 

konkreten Strafrahmen für einzelne Verstöße 

festlegt. 

 

II. EIGENSTÄNDIGE  

BEGRIFFSDEFINITION 

 

Um die Tragweite und den Umfang der Novel-

lierung und des Inhalts des Gesetzes eindeutig 

erfassen zu können, wurden Begriffsdefinitio-

nen in den Gesetzestext des FWBG aufgenom-

men, nämlich die folgenden: 

 

Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse sind 

jene, die in Anhang I des Vertrages über die Ar-

beitsweise der Europäischen Union („AEUV“) 

genannt sind, sowie jene, die daraus zur Verb-

wendung als Lebensmittel verarbeitet wurden. 

Abrufbar unter https://www.aws.at/filead-

min/user_upload/Downloads/ergaenzende_In-

formation/VVE_Liste_landwirtschaftli-

cher_Erzeugnisse.pdf. Diese werden im Fol-

genden auch als Produkte bezeichnet. 

 

Käufer sind juristische und natürliche Perso-

nen, sowie Behörden, die Agrar- und Lebens-

mittelerzeugnisse erwirbt. 

 

Lieferant sind juristisch und natürliche Perso-

nen als landwirtschaftliche Erzeuger, die Agrar- 

und Lebensmittelerzeugnisse verkaufen. 

 

Verderbliche Agrar- und Lebensmitteler-

zeugnisse sind jene, von denen ausgegangen 

werden muss, dass sie innerhalb von 30 Tagen 

nach der Ernte, Erzeugung oder Verarbeitung 

nicht mehr zum Verkauf geeignet sind. 

III. AUFLISTUNG UNLAUTERER 

HANDELSPRAKTIKEN 

 

Dem Gesetz sind zwei Anhänge beigefügt, in 

denen unzulässige Handelspraktiken aufgelistet 

werden. Diese dürfen zwischen Lieferanten und 

Käufern von Agrar- und Lebensmittelerzeug-

nissen nicht abgeschlossen werden. Durch die 

Verbote sind auch Dienstleitungen umfasst, die 

der Lieferant für den Käufer erbringt. Werden 

verbotene Handelspraktiken vereinbart, so sind 

diese betreffenden Klauseln absolut nichtig. 

 

Anhang I enthält Handelspraktiken, die unter 

allen Umständen verboten sind, nämlich: 

▪ Festlegung der Zahlung des Lieferanten 

durch den Käufer bei regelmäßiger oder un-

regelmäßiger Belieferung von verderbli-

chen Produkten mehr als 30 Tage und bei 

anderen Produkten mehr als 60 Tage nach 

dem Leistungszeitraum. 

▪ Vereinbarung einer Stornierungsfrist von 

weniger als 30 Tagen bei verderblichen 

Produkten außer dem Lieferanten ist eine 

alternative Vermarktungs- bzw Verwer-

tungsmöglichkeit der Produkte möglich. 

▪ Vereinbarung der einseitigen Möglichkeit 

für den Käufer, die Häufigkeit, die Me-

thode, den Ort, den Zeitpunkt oder den Um-

fang der Lieferung, sowie Qualitätsstan-

dards, Zahlungsbedingungen oder Preise 

der Vereinbarung zu ändern. 

▪ Vereinbarung von Zahlungen des Lieferan-

ten an den Käufer, die nicht in Zusammen-

hang mit der Lieferung der Produkte stehen 

oder für Qualitätsminderungen der Pro-

dukte nach Übergabe an den Käufer. 

▪ Verweigerung einer schriftlichen Bestäti-

gung der Bedingungen der Liefervereinba-

rung durch den Käufer an den Lieferanten. 

▪ Rechtswidrige Nutzung von Geschäftsge-

heimnissen des Lieferanten durch den Käu-

fer. 

▪ Androhung von kommerziellen Vergel-

tungsmaßnahmen bei vertraglicher Rechts-

durchsetzung des Lieferanten oder der Ein-

https://www.aws.at/fileadmin/user_upload/Downloads/ergaenzende_Information/VVE_Liste_landwirtschaftlicher_Erzeugnisse.pdf
https://www.aws.at/fileadmin/user_upload/Downloads/ergaenzende_Information/VVE_Liste_landwirtschaftlicher_Erzeugnisse.pdf
https://www.aws.at/fileadmin/user_upload/Downloads/ergaenzende_Information/VVE_Liste_landwirtschaftlicher_Erzeugnisse.pdf
https://www.aws.at/fileadmin/user_upload/Downloads/ergaenzende_Information/VVE_Liste_landwirtschaftlicher_Erzeugnisse.pdf
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forderung von Entschädigungen für die Be-

arbeitung von Kundenbeschwerden durch 

den Käufer gegenüber dem Lieferanten. 

▪ Benachteiligung einzelner Lieferanten bei 

vergleichbaren Leistungen durch den Käu-

fer sowie die Forderung des Käufers an den 

Lieferanten, die Produkte zur Sicherstel-

lung von Liefermengen nicht selbst zu ver-

markten. 

 

Anhang II enthält Handelspraktiken, die klar 

und eindeutig in der Vereinbarung festgehalten 

werden müssen, nämlich: 

▪ Rücksendung von nicht verkauften Produk-

ten an den Lieferanten, ohne für diese oder 

die Beseitigung zu bezahlen. 

▪ Zahlung des Lieferanten an den Käufer für 

den Verkauf der Produkte. 

▪ Teilweise oder gänzliche Überwälzung von 

Preisnachlässen durch den Käufer an den 

Lieferanten. 

▪ Zahlung des Lieferanten für Werbung für 

die Produkte durch den Lieferanten. 

▪ Zahlung des Lieferanten für die Vermark-

tung der Produkte durch den Käufer. 

▪ Zahlung des Lieferanten an den Käufer zur 

Deckung von Personal- und Einrichtungs-

kosten der Räumlichkeiten zur Vermark-

tung der Produkte. 

Diese Verbote von Handelspraktiken sind nur 

dann anzuwenden, wenn zwischen dem Käufer 

und dem Lieferanten ein Missverhältnis der 

Verhandlungsmacht besteht, sowie Käufer 

und/oder Lieferant innerhalb der Europäischen 

Union niedergelassen sind. Ein Missverhältnis 

der Verhandlungsmacht liegt jedenfalls vor, 

wenn sich die Jahresumsätze von Lieferant und 

Käufer wie folgt darstellen (in EUR): 

▪ Lieferant bis 2 Mio, Käufer mehr als 2 Mio. 

▪ Lieferant 2 Mio bis 10 Mio, Käufer mehr 

als 10 Mio. 

▪ Lieferant 10 Mio bis 50 Mio, Käufer mehr 

als 50 Mio. 

▪ Lieferant 50 Mio bis 150 Mio, Käufer mehr 

als 150 Mio. 

▪ Lieferant 150 Mio bis 350 Mio, Käufer 

mehr als 350 Mio. 

▪ Lieferant 350 Mio bis 1 Mrd, Käufer mehr 

als 5 Mrd.  

 

IV. EINRICHTUNG EINER ERSTAN-

LAUFSTELLE 

 

Für die Lieferanten ist es oft wichtig, dass trotz 

der Verwendung verbotener Vertragsinhalte die 

Lieferbeziehung zu fairen Konditionen weiter 

aufrecht erhalten bleibt und nicht ein langjähri-

ges Verfahren vor Gericht geführt werden muss. 

Aufgabe der Erstanlaufstelle ist es, den „fear 

effect" der Lieferanten zu brechen und so Kon-

flikte durch Beratung, unbürokratisch und 

schnell zu lösen. Die Beratung durch die Erst-

anlaufstelle ist für Lieferanten kostenlos, diese 

ist als Dienststelle beim Bundesministerium für 

Landwirtschaft, Regionen und Tourismus ein-

gerichtet. 

 

Die Haupttätigkeit der Erstanlaufstelle ist 

grundsätzlich die Beratung der Lieferanten. 

Dazu werden die Beschwerdefälle analysiert, 

der Beschwerdegegner (Käufer) und/oder eine 

Interessensvertretung mit der Beschwerde kon-

frontiert und wenn notwendig eine Schlich-

tungsstelle (z.B. Schlichtungsstelle der Rechts-

anwaltskammer) mit dem Beschwerdefall be-

fasst.  

 

V. VERBESSERUNG DER RECHTS-

DURCHSETZUNG 

 

In Zusammenhang mit dem FWBG wird die 

Bundeswettbewerbsbehörde („BWB“) als Er-

mittlungsbehörde für die Ermittlung und Ver-

folgung von Verstößen gegen die Bestimmun-

gen des FWBG bestimmt. Dafür werden ihr 

weitreichende Ermittlungsbefugnisse einge-

räumt, damit diese auch von Amts wegen ihre 

Aufgaben wahrnehmen kann. 

 

Jeder in Österreich niedergelassene Lieferant 

und jeder Lieferant, sofern der Käufer in Öster-

reich niedergelassen ist, kann bei der Ermitt-

lungsbehörde eine Beschwerde einbringen. Die 
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Ermittlungsbehörde darf aber auch ohne vorlie-

gen einer Beschwerde von Amts wegen tätig 

werden und Ermittlungen durchführen. 

 

Wie bisher bleibt die gerichtliche Sonderzustän-

digkeit des Oberlandesgericht Wien als Kartell-

gericht bzw. der Oberste Gerichtshof als Kartel-

lobergericht bestehen, sofern sich die Ansprü-

che ausschließlich auf das FWBG beziehen. 

Dies gilt für die Untersagung von Verhaltens-

weisen gemäß §§ 1 und 3 FWBG von unge-

rechtfertigten Bedingungen gemäß § 2 FWBG 

und unlauteren Handelspraktiken gemäß 

§ 5c FWBG sowie zur Anordnung, Beschrän-

kung oder Aufhebung von Lieferverpflichtun-

gen gemäß § 4 FWBG.  

 

Zur effizienteren Durchsetzung gegen Verstöße 

von Käufern gegen das neu eingefügte Verbot 

von unlauteren Handelspraktiken kann durch 

das KartG ab dem 01.05.2022 eine Geldbuße in 

der Höhe von bis zu EUR 500.000,00 über den 

Käufer verhängt werden. Bei der Bemessung 

der Geldbuße ist auf die wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit des Käufers, auf die erzielte Be-

reicherung, Dauer und Schwere der Rechtsver-

letzung Bedacht zu nehmen. 

 

Zusätzlich ist jede Entscheidung des KartG, sei 

es eine Untersagung oder eine Verhängung ei-

ner Geldbuße aufgrund einer Zuwiderhandlung 

gegen das Verbot von unlauteren Handelsprak-

tiken, zu veröffentlichen. Diese Veröffentli-

chung hat die Beteiligten zu bezeichnen und den 

Sachverhalt zusammengefasst wiederzugeben. 

 

VI. RESÜMEE 

 

Die bisherigen Bestimmungen des FWBG blei-

ben unverändert bestehen, jedoch durch die 

Umsetzung der europarechtlichen Richtlinie 

über unlautere Handelspraktiken in den Ge-

schäftsbeziehungen zwischen Unternehmen in 

der Agrar- und Lebensmittelversorgungskette 

in ihrem Umfang erweitert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Das neu eingefügte Verbot der unlauteren Han-

delspraktiken betrifft vor allem Vertragsver-

hältnisse über die Zulieferung von Agrar- und 

Lebensmittelerzeugnisse zwischen marktmäch-

tigen Käufern und verhältnismäßig kleineren 

Lieferanten. Für Käufer im Sinne des FWBG ist 

es besonders wichtig, aus den folgend genann-

ten Gründen keine unlauteren Handelspraktiken 

in Verträgen mit Lieferanten zu verwenden: 

▪ Die Vertragsklauseln und Bestimmungen 

einer Vereinbarung, welche unlautere und 

somit verbotene Handelspraktiken darstel-

len, sind absolut nichtig. Diese wurden so-

mit zwischen Käufer und Lieferant über-

haupt nicht vereinbart, dies führt zu unge-

wollten Lücken in der Vereinbarung. 

▪ Im Falle einer Entscheidung durch das Kar-

tellgericht wegen der Verwendung unlaute-

rer und somit verbotener Handelspraktiken 

kann über den Käufer eine Geldbuße von 

bis zu EUR 500.000,00 verhängt werden.  

▪ Die Entscheidung des Kartellgerichts we-

gen der Verwendung unlauterer und somit 

verbotener Handelspraktiken ist zu veröf-

fentlichen. Da darin die Beteiligten nament-

lich genannt werden, kann dies zu einem 

Image- und Reputationsschadens für den 

Käufer führen. 

Sämtliche Unternehmen, die Agrar- und Le-

bensmittelerzeugnisse von Lieferanten bezie-

hen, sollten sämtliche bereits abgeschlossene 

und zukünftig noch abzuschließende Verträge 

mit den jeweiligen unterschiedlichen Lieferan-

ten auf – nach dem FWBG – verbotenen Klau-

seln und Bestimmungen überprüfen. Es ist un-

bedingt dafür Sorge zu tragen, dass solche ver-

botenen Formulierungen keinesfalls verwendet 

werden, damit der Straftatbestand nicht ver-

wirklicht wird. 

 

Dr. Christina Hummer 

c.hummer@scwp.com 

 

 


